Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3965 


13 . 08 . 75 


Sachgebiet 784 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 2511/69 des Rates vom 9. Dezember 1969 über Sondermaßnahmen zur 
Verbesserung der Erzeugung und Vermarktung von Zitrusfrüchten der Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

insbesondere auf Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung (EWG) Nr. 2511/69 des Rates vom 
9. Dezember 1969 über Sondermaßnahmen zur Ver- 
besserung der Erzeugung und Vermarktung von 
Zitrusfrüchten der Gemeinschaft sieht für wirt- 
schaftlich schwache Erzeuger eine zusätzliche Bei- 
hilfe zum teilweisen Ausgleich der durch die Um- 
stellung ihrer Anpflanzungen verursachten Einkom- 
mensverluste vor. 

Eine der Bedingungen für die Gewährung der zu- 
sätzlichen Beihilfe ist, daß die Anbaufläche des Be- 
triebs fünf Hektar oder weniger umfaßt. In den 
Fällen, in denen die Gesamtfläche des Betriebs mehr 
als fünf Hektar umfaßt, aber die landwirtschaftlich 
nutzbare Fläche diese Grenze nicht überschreitet, 
weil der Rest des Landes nicht anbaufähig ist, ist 
die wirtschaftliche Lage dieselbe wie in den in die- 
ser Verordnung ausdrücklich genannten Fällen. 


Die Erzeuger, deren landwirtschaftlich genutzte 
Fläche fünf Hektar nicht überschreitet, müssen eben- 
so behandelt werden — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

ln Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2511/69 muß hinter dem ersten Gedankenstrich 
das Wort „gesamte" durch die Worte „landwirt- 
schaftlich nutzbare" ersetzt werden. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 318 
vom 18. Dezember 1969, S. 1 
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Begründung 


1. Die Verordnung (EWG) Nr. 2511/69 sieht Maß- 
nahmen zur Verbesserung der Erzeugung und Ver- 
marktung von Zitrusfrüchten der Gemeinschaft vor. 
Auf dem Gebiet der Erzeugung sieht diese Verord- 
nung vor allem eine Beihilfe für die Umstellung der 
Pflanzungen vor. Wirtschaftlich schwache Erzeuger 
erhalten zusätzlich zu dieser Beihilfe eine Sonder- 
beihilfe zum teilweisen Ausgleich der durch die Um- 
stellung verursachten Einkommensverluste. 

2. Eine der Bedingungen für die Gewährung dieser 
zusätzlichen Beihilfe ist, daß die gesamte Anbau- 
fläche des Betriebs fünf Hektar oder weniger um- 
faßt. In einigen Fällen hat sich jedoch gezeigt, daß 
ungeachtet der Tatsache, daß die gesamte Fläche 
des Betriebs mehr als fünf Hektar umfaßt, die land- 
wirtschaftlich nutzbare Fläche dieser Grenze ent- 
spricht oder geringer ist, weil ein Teil des Landes 
nicht anbaufähig ist. In diesen Fällen entspricht die 


wirtschaftliche Lage des Betriebs der Lage eines 
Betriebs, der seine gesamte Fläche von fünf Hektar 
voll nutzt. Es erscheint deshalb angemessen, den 
Wortlaut der Verordnung dahingehend zu ändern, 
daß in diesen Fällen ebenso verfahren werden kann. 


Finanzübersicht 

Die finanziellen Ausweitungen dieses Vorschlags 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2511/69 
sind völlig unbedeutend, da damit nur einige strit- 
tige Fälle geregelt werden sollen und die anderen 
Voraussetzungen von Artikel 4 Absatz 1 in jedem 
Fall unverändert bleiben; so darf insbesondere das 
Einkommen des Beihilfeempfängers das Einkommen 
aus der Bewirtschaftung von zwei Hektar Apfel- 
sinen- oder Mandarinenanbaufläche nicht überstei- 
gen. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramts vom 12. August 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Zi 16/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 23. Juli 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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